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IDF MIT DEUTLICHER KRITIK AN  
GEPLANTER FAHRSCHULREFORM

Der Interessenverband Deutscher 
Fahrlehrer e. V. (IDF) – Bundesverband 
hat seine umfangreichen Bedenken zur 
geplanten Reform der Fahrschüleraus-
bildung in zwei Schreiben zusammen-
gefasst. Die Stellungnahmen wurden 
sowohl den zuständigen Ministerien 
der Länder als auch Bundesverkehrs-
minister Patrick Schnieder übermittelt. 
 
Im Mittelpunkt der Kritik stehen das 

geplante Transparenzregister für 
Fahrschulpreise und Nichtbeste-
hensquoten sowie die vorgesehene 
teilweise Ausbildung durch priva-
te Fahrpraxisanleiter. Der Verband 
warnt vor zusätzlicher Bürokratie, 
einer verzerrten Bewertung der Aus-
bildungsqualität und erheblichen 
Risiken für die Verkehrssicherheit. 
Weitere Einwände betreffen unter 
anderem den möglichen Verzicht auf 

verpflichtenden Präsenzunterricht, 
den Einsatz von Fahrsimulatoren und 
ungeklärte haftungsrechtliche Fragen. 
 
Mit den Schreiben fordert der IDF die 
politischen Entscheidungsträger auf, 
die vorgesehenen Regelungen fachlich 
zu überprüfen und die Erfahrungen 
der Fahrlehrerschaft stärker in das 
weitere Gesetzgebungsverfahren ein-
zubeziehen.

INTERESSENVERBAND DEUTSCHER FAHRLEHRER:
ERFAHRUNGEN DER FAHRLEHRERSCHAFT IN GESETZGEBUNG MIT EINBEZIEHEN
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Interessenverband Deutscher Fahrlehrer e.V. (IDF)   
    Bundesverband 
 

Robert Klein, Stadtberg 32, 89312 Günzburg    Tel.: 08221-250773 
 Fax: 08221-31965 
 E-Mail: info@idfl.de 
 
 
       
 
 
 
 
 
 
 Günzburg, 22.07.2026 
Fahrschulreform / Transparenzregister 
 
Sehr geehrter Herr Minister, 

allgemein bekannt dürfte sein, dass es unter der Fahrlehrerschaft einen Sturm der Ent-
rüstung gegeben hat, nachdem die Planungen der Bundesregierung zur „Reform und 
Entbürokratisierung“ der Fahrschulausbildung im Detail bekannt geworden sind. Das betrifft 
u.a. den Punkt „Transparenzregister“. Vorrangiges Ziel der Reform soll laut 
Bundesverkehrsminister Patrick Schnieder sein, die Kosten der Fahrschulausbildung 
drastisch zu senken, nach Einschätzung des Interessenverband Deutscher Fahrlehrer ein 
öffentlichkeitswirksamer Reformgedanke ohne fachkundigen Hintergrund.  Die aktuelle 
politische Entwicklung zeigt nicht nur nach Einschätzung des Interessenverband Deutscher 
Fahrlehrer (IDF), dass die Bundesregierung offenbar beabsichtigt, die Kontrolle über die 
Fahrschulen und Fahrlehrer im Land massiv auszuweiten und sie mit zusätzlichen bürokra-
tischen Maßnahmen zu überziehen. Daher sehen wir uns in der Pflicht, diesbezüglich ein 
deutliches Signal an die Politik zu senden, zumal in der Fahrlehrerschaft dieses Vorhaben 
auf strikte Ablehnung stößt. Wir fordern Sie daher dringend auf, unter anderem aus 
nachfolgenden Gründen von der Einführung dieses Registers umgehend Abstand zu 
nehmen und die unnötige Belastung unserer Branche zu stoppen:  

Bundesministerium für Verkehr 
Patrick Schnieder 
Invalidenstr. 44 
10115 Berlin 

Interessenverband Deutscher Fahrlehrer e.V. (IDF)  Stadtberg 32  89312 Günzburg 
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Wozu ein Transparenzregister für Fahrschulpreise?  

 

Jeder Fahrerlaubnisbewerber kann seit Jahrzehnten die Preise in der Fahrschule erfragen 

bzw. seit einigen Jahren im Internet auf der jeweiligen Homepage des Unternehmens recher-

chieren und bei Vertragsabschluss verbindlich festlegen. Auch wenn branchenfremde Per-
sonen Preissteigerungen regelmäßig monieren, so sind diese auf laufend steigende Be-

triebskosten, wie KFZ-Anschaffung, Mieten, Löhne, Kraftstoffe usw. zurückzuführen.  

Außerdem bedingt der aktuelle Mangel an Fahrlehrkräften ein steigendes Lohnniveau. 

Gegen steigende Preise kann mit noch mehr Bürokratie nun wirklich nicht angegangen 

werden. Es wirkt eher kontraproduktiv, d.h. dadurch sind steigende Kosten wegen mehr 

Dokumentations- und Meldepflichten für die Fahrerlaubnis vorprogrammiert. Die Kosten für 

einen Führerschein der Fahrerlaubnisklasse B von 3000 € (davon 479 € USt) bis 4500 € 

(davon 718 € USt) erscheinen dem Laien zunächst sehr hoch.  Rechnet man diese Beträge 

jedoch in reine Stundensätze um und vergleicht sie mit den Rechnungen von Handwerkern 

oder Kfz-Werkstätten, so zeigen sie sich für die erbrachten Leistungen als moderat und 
durchaus nachvollziehbar.  Die o.g. Faktoren sind übrigens auch für die deutlichen 

Preisunterschiede zwischen Großstadt und ländlichem Raum verantwortlich. 

Bereits im Jahr 2010 ergab ein Rechenbeispiel von Experten (siehe „Das Unternehmen 

Fahrschule“, Verlag Heinrich Vogel) einen kalkulatorischen Grundbetrag von über 800 Euro 

plus USt. Heute liegt er gerade einmal zwischen 300 und 500 €. Für das Entgelt einer 

Fahrstunde berechneten dieselben Experten 45 € plus USt. (siehe Anl.1). Die heutigen 

Preise belaufen sich auf durchschnittlich 55 Euro plus USt pro Fahrstunde. Die kumulierte 

Inflationsrate in Deutschland von 2010 bis Mitte 2026 beträgt lt. finanz.de 42,6 Prozent. Der 

inflationsbereinigte Wert von 45 Euro beträgt heute 64,17 Euro plus USt, so dass eine 

Fahrstunde heute nach der damaligen Kalkulation 76,36 Euro kosten würde. 

Ein Transparenzregister geht immer einher mit erheblichem bürokratischem und organisa-

torischem Mehraufwand. Da sich Preise – beispielsweise durch steigende Sprit- oder 

Personalkosten – ständig ändern, müssen diese im Register stets tagesaktuell und rechts-

sicher hinterlegt sein. Nur so lassen sich Abmahnungen durch Konkurrenten oder Ver-

braucherschützer sowie die geplanten maßlosen behördlichen Sanktionen (z.B. Bußgelder 

von bis zu 100.000 Euro) vermeiden.  

Angesichts von jährlich rund zwei Millionen Fahrerlaubnisbewerbern stellt sich jedoch die 

Frage, wer diese Datenmasse kontrollieren soll, zumal es vorkommen kann, dass im 

Register Preise hinterlegt sind, die nicht mit den mit dem Fahrschüler vertraglich 

vereinbarten Konditionen übereinstimmen. Ein weiteres Problem ist die technische 

Umsetzung: In der Praxis verfügen auch im „digitalen Zeitalter“ nicht alle Fahrschulen über 

einen PC und/oder einen Internetanschluss. Wie soll dieser Personenkreis die 

Datenübermittlung vornehmen? 
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Unklar ist auch, was bei technischen Störungen oder unbemerkt bleibenden Internetausfällen 

auf der Absenderseite geschieht. Um Rechtssicherheit zu garantieren, müsste das Minis-

terium jede erfolgreiche Übermittlung einzeln bestätigen. Ebenso ungeklärt ist die Frage, 

wenn nach Vertragsabschluss, in dem die Preise fixiert sind, der Fahrschüler und Fahrschul-

inhaber übereinkommen, die Preise im Nachhinein nach unten zu korrigieren (z.B. Rabatt).  

Im Gesetzentwurf ist auch nicht geregelt, wie Fahrschulinhaber mehrerer Betriebsstellen mit 

unterschiedlichen Preisen zu verfahren haben. Ebenso wenig geklärt ist die Verfahrens-

weise, wenn die Preise abhängig vom jeweiligen Fahrzeug differieren (verschiedene Her-

steller von Pkws bzw. Krafträdern). 

Auch für den Theorieunterricht gestalten sich die Preise je nach Lernform (Präsenzunterricht, 

Online-Unterricht, Blended Learning) unterschiedlich hoch. 

Für den Interessenverband Deutscher Fahrlehrer erschließt sich aus dem Transparenz-

register keinerlei „Mehrwert“. Daher unsere Forderung:  

 

Verzicht auf eine Einführung dieses Reformvorhabens, insbesondere wegen der 
Übermittlung enormer Datenmengen und der Vielzahl ungeklärter Fragen 
 
 

Wozu ein Transparenzregister für Nichtbestehensquoten? 
 
Auch dieses Register bewertet der Interessenverband Deutscher Fahrlehrer (IDF) als 

überflüssig und kontraproduktiv. 

Im Gesetzentwurf wird die hohe Nichtbestehensquote auf eine mangelnde Feststellung der 

Prüfungsreife durch die Fahrlehrerschaft zurückgeführt. Dabei dürfte es sich um eine Schutz-

behauptung der Prüforganisationen handeln, die damit ausblenden, dass die Ursachen in 

den seit 1990 erheblich verlängerten Prüfzeiten und in der deutlich strengeren Bewertung 

der einzelnen Prüfungsteile der praktischen Fahrerlaubnisprüfung verankert sind. Auch das 

rasant gestiegene Verkehrsaufkommen in diesem Zeitraum spielt für die Nichtbestehens-

quote eine mehr als relevante Rolle (siehe Anl. 2). Die seit Jahren mangelnden Prüfkapa-

zitäten der Prüforganisationen dürften in erster Linie auf einer verfehlten Personalpolitik 

beruhen, zumal auch staatlich beliehene Unternehmen dafür Sorge tragen müssen, 

ausreichend Personal vorzuhalten.  

Die Einführung eines Transparenzregisters soll auch die Ausbildungsqualität von Fahr-

schulen erhöhen, um so die Verkehrssicherheit zu steigern. Allerdings muss an dieser Stelle 

darauf hingewiesen werden, dass die Zahl der zwischen 1992 und 2025/26 tödlich verun-

glückten 18-24-jährigen drastisch von 2000 auf etwa 300 gesunken ist, Rückgang um an- 
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nähernd 90 Prozent. Schon allein dadurch dürfte die bisherige sehr hohe Ausbildungsqualität 

im Fahrschulwesen offensichtlich sein, und - sofern überhaupt möglich - eine weitere 

Steigerung lediglich marginale Effekte haben. 

Generell hat das Transparenzregister für Nichtbestehensquoten eine deutlich verzerrte 

Aussagekraft. Damit werden keinerlei individuelle Fähigkeiten der Fahrerlaubnisbewerber 

erfasst. Fahrschulen, die besonders leistungsschwache, ältere, sprachbehinderte Fahr-

schüler oder Bewerber mit gesteigerter Prüfungsangst bzw. mit geringen Deutschkennt-

nissen ausbilden, schneiden die Nichtbestehensquote betreffend schlechter ab als Betriebe, 

die nur intelligente und „geschickte“ Prüflinge annehmen. Außerdem könnten Fahrschulen 

Prüflingen nur dann die Prüfungsreife zuerkennen, wenn sie absolut sicher sind, dass diese 

trotz aller Unwägbarkeiten die Fahrerlaubnisprüfung erfolgreich absolvieren werden. Dies 

würde aufgrund zusätzlicher Fahrstunden unweigerlich eine deutliche Verteuerung des 

Führerscheins nach sich ziehen.  

Aus Imagegründen könnten Betriebe auch im Rahmen eines Erstkontakts eine gezielte 

Vorauswahl treffen, wodurch abgelehnte Bewerber letztlich von keiner Fahrschule mehr 

aufgenommen werden. 

 

Das Transparenzregister sagt auch nichts über den Fahrerlaubnisprüfer und den 

Schwierigkeitsgrad des Prüfgebiets aus. 

Im Übrigen weisen wir darauf hin, dass Fahrschulen die Namen der Fahrprüfer bei jeder 

praktischen Prüfung festhalten, um nachvollziehen zu können, wie viele Fahrschüler bei der 

jeweiligen Person die Fahrprüfung nicht bestanden haben. Dabei zeigen sich erhebliche 

Unterschiede zwischen den einzelnen Prüfpersonen. Dieser qualitätsrelevante Umstand wird 

in keiner Weise im Transparenzregister berücksichtigt. 

 

Fazit: 
Die Nichtbestehensquote ist ein unzuverlässiger Indikator für die Qualität einer Fahrschule, 

da komplexe Faktoren wie Bildung, mangelnde Sprachkenntnisse, hohe Verkehrsdichte 

(Stadtverkehr), Prüfort, Prüfungsangst, persönliche Tagesform des Prüfers sowie des Fahr-

schülers und das Verhalten anderer Verkehrsteilnehmer hineinspielen, lässt sich die Qualität 

nicht an Zahlen ablesen, so dass ein Transparenzregister die reale Ausbildungsqualität nicht 
abbilden kann. Ungeklärt ist auch, welche Möglichkeiten der Gesetzgeber den Fahrschulen 

anbietet, um ungerechtfertigte statistische Verzerrungen im Einzelfall offen zu legen und zu 

erklären.  
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Anstatt überbordende Bürokratie zu schaffen, sollte man die Angelegenheit lieber dem 
Markt überlassen, nicht zuletzt deshalb, um gerichtliche Auseinandersetzungen zu 
vermeiden. Schließlich hat die Fahrschülerausbildung in den vergangenen Jahr-
zehnten auch ohne Eingriff des Staates reibungslos funktioniert.  
 
Über eine Rückantwort würden wir uns freuen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Interessenverband Deutscher Fahrlehrer e.V. 
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Interessenverband Deutscher Fahrlehrer e.V. (IDF)   
    Bundesverband 
 

Robert Klein, Stadtberg 32, 89312 Günzburg    Tel.: 08221-250773 
 Fax: 08221-31965 
 E-Mail: info@idfl.de 
 
 
       
 
 
 
 
 
 
 
 
 Günzburg, 27.07.2026 
 
 
 
 
 
Kritik am Gesetzentwurf 

 

Sehr geehrter Herr Minister, 
 
auf Drängen unserer Mitglieder ergänzen wir hiermit unsere Bedenken bezüglich der geplan-
ten Reformierung der Fahrschülerausbildung. Die nachfolgenden Punkte spiegeln deren 
massive Kritik am Gesetzentwurf wider. 

Eine professionelle Fahrschulausbildung zielt in erster Linie auf eine langfristig angelegte 
Verkehrssicherheit ab. Die im Zuge des Reformvorhabens angedachte partielle Laienaus-
bildung ist in keiner Weise mit einer professionellen Ausbildung vergleichbar.  

Ohne fundiertes Fachwissen und methodische Didaktik geschulter Fahrlehrer driftet der 
Lernprozess in ein unstrukturiertes „Ausprobieren“ ab.  

 

Fahrpraxis unter Anleitung 

Im Rahmen dieses Experimentierens übersehen die sogenannten Fahrpraxisanleiter als 
Laien mangels Erfahrung häufig kritische Verhaltensfehler, festigen unbewusst eigene Fahr-
gewohnheiten und gefährden durch das Fehlen eines Doppelpedalsystems die Sicherheit im 
realen Straßenverkehr.  

Die geplante Neuregelung schafft für Fahranfänger und deren Fahrpraxisanleiter – in der 
Regel die Eltern – existenzielle Risiken:  

Es bestehen erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken, da sich die Frage der Verhältnis-
mäßigkeit stellt, einen Jugendlichen oder Fahranfänger straf- und zivilrechtlich vollumfänglich 
für Situationen haften zu lassen, die er aufgrund mangelnder Erfahrung noch gar nicht vor-
aussehen oder bewältigen konnte. Dies berührt im Kern das strafrechtliche Schuldprinzip 
(keine Strafe ohne Schuld).  

Bundesministerium für Verkehr 
Patrick Schnieder 
Invalidenstr. 44 
10115 Berlin 

Interessenverband Deutscher Fahrlehrer e.V. (IDF)  Stadtberg 32  89312 Günzburg 
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Bei Unfällen mit Personenschaden drohen dem Fahranfänger auch Verfahren wegen fahr-
lässiger Körperverletzung oder fahrlässiger Tötung (§ 229 StGB). 

Trotz der gesetzlich dekretierten Alleinverantwortung des Fahrschülers riskieren Eltern er-
hebliche zivilrechtliche Haftungsrisiken über die Halterhaftung (§ 7 StVG) sowie wegen der 
Verletzung der Aufsichtspflicht (§ 832 BGB). Mehr noch: Greifen Eltern mangels Doppel-
pedalen in einer Notsituation nicht rechtzeitig verbal oder physisch ein, riskieren sie eine 
strafrechtliche Anklage wegen fahrlässiger Körperverletzung durch Unterlassung (§13 StGB).  

Da keine Doppelpedale existieren, müssen Eltern Gefahren in Bruchteilen von Sekunden 
rein verbal abwenden, wobei dies nicht zu sachlichen Anweisungen, sondern in der Regel zu 
emotional lautstarkem Schreien (z.B. „bremsen!“) führt. Solche akuten Stressimpulse führen 
beim Fahranfänger nachweislich zu einer Schockstarre (Freezing) oder zu reflexartigen Fehl-
reaktionen (z. B. Verwechseln von Gas und Bremse).  

Nachdem ein Fahranfänger ohne doppelte Pedalsicherung vollverantwortlich ein maximales 
Schadensrisiko darstellt, dürften hohe Risikoprämien oder der Ausschluss bestimmter Re-
gressleistungen bei grob fahrlässiger Überforderung des Schülers drohen.  

Außerdem dürfte die stressgeladene Atmosphäre im Fahrzeug zu emotionalen Konflikten, 
Vorwürfen und lautstarken Streitigkeiten - in der Regel zwischen Eltern und Kindern - führen, 
wodurch die Ablenkung am Steuer massiv erhöht wird. 

Allen Befürwortern der partiellen Laienausbildung sei empfohlen, sich nach sechs profes-
sionellen Schulungsstunden eines Fahranfängers zusammen mit einem Fahrlehrer ins Fahr-
schulauto zu setzen, um zu erkennen, wie wichtig Fahrlehrkraft und Doppelpedale immer 
noch sind.  

Die vom Gesetzgeber vorgesehene Beobachtungsfahrt mit einer Fahrlehrkraft und dem 
Fahrpraxisanleiter sollte aus Sicherheitsgründen unbedingt in einem Fahrschulfahrzeug er-
folgen. Ansonsten drohen mit Sicherheit gerichtliche Auseinandersetzungen.  

 

Präsenzunterricht 

Was den Präsenzunterricht anbelangt, so bedeutet das Vorhaben, diesen in seiner Gesamt-
heit „fakultativ“ zu stellen, ein enormes Verkehrssicherheitsrisiko dar. Selbst das häufig 
zitierte „Österreichische Modell“ sieht für Klasse B einen verbindlichen Basisunterricht von 20 
mal 50 Minuten und einen klassenspezifischen Theorieunterricht von 12 mal 50 Minuten, 
jeweils in Präsenzform, vor. 

 

Fahrsimulator 

Dass der Einsatz eines Fahrsimulators der einzelnen Fahrschule überlassen bleibt, wird aus-
drücklich begrüßt, zumal zum Simulatoreinsatz eine längere Liste von kritischen Einwänden 
existiert. Den Erwerb der Schaltkompetenz, die ausnahmslos auf einem Fahrsimulator erwor-
ben wird, lehnen wir strikt ab, da die tatsächliche Beherrschung eines Fahrzeugs im Straßen 
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verkehr wesentlich komplexere Anforderungen stellt. Ein Blick auf den Schalthebel am Simu-
lator ist vom Gefahrenmoment her nicht vergleichbar mit einem Blick darauf im fahrenden 
Fahrzeug.  

Juristisch gesehen ist auch ein werbender Hinweis, dass mit Simulatoren praktische Fahr-
stunden ersetzt werden können, unzulässig. Dazu existieren mehrere Gerichtsurteile.  

 

Geistige und körperliche Eignung des Fahrlehrers 

Die kontinuierliche ärztliche Untersuchung (§ 11 FahrlG) ist ersatzlos zu streichen. Zu deren 
Einführung gab es keinen Anlass. Die Begründung dafür ist außerdem nach Buchhardt, 
Ochel-Brinkschröder DAR 2017, 692 (693f) unzutreffend. Dies steht auch in keinem Verhält-
nis zur fehlenden Untersuchungspflicht der angedachten Fahrpraxisanleiter.  

 

Handbuch 

In der Begründung zur Drucksache 330/26 ist mehrfach von einem Handbuch die Rede.  
Bitte teilen Sie uns mit, um welches Handbuch es sich dabei handelt und ob der Ad-Hoc-
Arbeitsgruppe die entsprechenden Gerichtsurteile bekannt sind. 

 

Mit der Bitte um Rückmeldung verbleiben wir 

mit freundlichen Grüßen 
Interessenverband Deutscher Fahrlehrer e.V. 
 

Online lesen
Schauen Sie vorbei auf
fahrlehrerweiterbildung.deWWW
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Von Rechtsanwalt Dietrich Jaser

Ein Fall aus der Praxis
Fahrschulinhaber Anton betreibt sei-
ne Fahrschule als GmbH. Seit Jahren 
sorgt seine verantwortliche Leitung, 
die höchst zuverlässige Berta, für 
den reibungslosen Ablauf des Aus-
bildungsbetriebs. Dann kommt die 
unerwartete Nachricht: Berta kün-
digt zum Monatsende und verlässt 
die Fahrschule. Anton ist in Sorge. Er 
weiß, dass er nach dem Ausscheiden 
von Berta zwingend eine neue verant-
wortliche Leitung braucht. Doch was 
passiert mit seiner Fahrschulerlaub-
nis nach dem Ausscheiden von Berta, 
wenn er nicht sofort einen Nachfolger 
findet? Muss er sie sofort bei der Be-
hörde abgeben oder mit einem Entzug 
seiner Fahrschulerlaubnis rechnen? 
Hat er noch Zeit, einen Nachfolger zu 
finden? Und vor allem: Darf er den Be-
trieb während der Suche weiterführen?

Diese Fragen beschäftigen viele Fahr-
schulinhaber, insbesondere wenn sie 
ihre Fahrschule als GmbH oder UG be-
treiben und auf eine verantwortliche 
Leitung angewiesen sind.

Das Grundproblem
Wer eine Fahrschule als juristische Per-
son (z.B. GmbH, UG) betreibt, braucht 
nach dem Fahrlehrergesetz zwingend 
eine sogenannte verantwortliche Lei-
tung. Das ist eine Person, die bestimm-
te Voraussetzungen erfüllt – etwa das 
25. Lebensjahr vollendet hat, über die 
erforderliche Fahrlehrererlaubnis ver-
fügt und mindestens zwei Jahre haupt-
beruflich als Fahrlehrer tätig war. Die-
se Person trägt die Verantwortung für 
den Ausbildungsbetrieb und muss ge-
währleisten, dass alle Pflichten erfüllt 
werden.

Was aber, wenn diese verantwortliche 
Leitung ausscheidet? Hier geraten vie-

le Fahrschulinhaber in einen Konflikt 
mit ihrer Behörde – und oft auch in 
eine rechtliche Grauzone.

Zwei Vorschriften,
scheinbar widersprüchlich
Im Fahrlehrergesetz (FahrlG) finden 
sich zwei Regelungen, die auf den ers-
ten Blick gegensätzlich wirken:

Die eine Vorschrift (§ 34 Absatz 2 Fahr-
lG) besagt, dass die Fahrschulerlaubnis 
widerrufen werden muss, wenn eine 
notwendige Voraussetzung weggefallen 
ist. Und das Fehlen einer verantwortli-
chen Leitung ist genau so ein Wegfall.

Die andere Vorschrift (§ 33 Absatz 5 
Satz 2 FahrlG) wiederum bestimmt, dass 
die Fahrschulerlaubnis erlischt, wenn 
nicht binnen drei Monaten eine neue ver-
antwortliche Leitung bestellt wird.

Auf den ersten Blick scheint dies ein 
Widerspruch zu sein: Muss die Behör-
de sofort widerrufen? Oder hat der 
Fahrschulinhaber drei Monate Zeit?

Was viele Behörden sagen
In der Praxis stützen sich viele Erlaub-
nisbehörden auf die erste Vorschrift 
und argumentieren: Die verantwortli-
che Leitung ist weg, die Voraussetzung 
ist nicht mehr erfüllt, also muss die 
Fahrschulerlaubnis sofort widerrufen 
werden, meistens noch verbunden mit 
Sofortvollzug. Dies ist für viele Fahr-
schulinhaber ein harter Schlag, denn 
ein sofortiger Widerruf bedeutet oft 
das Ende des Geschäftsbetriebs.

Doch ist diese Sichtweise tatsächlich 
zwingend? Muss die Behörde wirklich 
so schnell widerrufen, oder setzt sie 
sich dadurch gar ins Unrecht?

Die andere Sichtweise
Das Gesetz räumt eine Frist von drei 
Monaten ein, um eine neue verant-

wortliche Leitung zu finden. Diese Frist 
wäre sinnlos, wenn die Behörde oh-
nehin sofort widerrufen könnte. Der 
Gedanke dahinter ist einfach: Der Ge-
setzgeber weiß, dass es Zeit braucht, 
eine qualifizierte Person zu finden, die 
alle notwendigen Voraussetzungen 
erfüllt. Er will Fahrschulinhaber nicht 
unnötig unter Druck setzen, sondern 
ihnen eine realistische Chance geben, 
den Betrieb fortzuführen. Das ist die 
gesetzgeberische Intention – und sie 
ist klar.
Allerdings wenden viele Behörden das 
Gesetz nicht richtig an. Das Gesetz 
selbst enthält keine ausdrückliche Re-
gelung, wie genau mit dem Verhältnis 
von der Pflicht die Fahrschulerlaubnis 
zu widerrufen („… ist zu widerrufen …“) 
und der Dreimonatsfrist bis zum Erlö-
schen („… erlischt die Fahrschulerlaub-
nis, wenn nicht binnen drei Monaten 
…) umzugehen ist. Das verunsichert 
behördliche Sachbearbeiter – nicht 
nur einfache Verwaltungsangestellte, 
sondern häufig auch die Volljuristen.  
Aus dieser Unsicherheit heraus neigen 
Behörden in der Praxis aus Vorsicht 
zum vorschnellen Widerruf, ohne die 
Dreimonatsfrist des § 33 Absatz 5 Satz 
2 FahrlG zu berücksichtigen. 
Das Problem wird akut, sobald Sie Ih-
rer Pflicht nach § 30 Satz 1 Nummern 
5 und 6 FahrlG („… unverzüglich … an-
zuzeigen …“) nachkommen und das 
Ausscheiden der verantwortlichen 
Leitung anzeigen. Dann ist die Behör-
de informiert und wird handeln. Lei-
der zeigt sich hier in der Praxis, dass 
viele Behörden die Fahrschulerlaubnis 
schneller widerrufen, als es das Gesetz 
vorsieht. Sie begründen dies mit dem 
Fehlen der verantwortlichen Leitung 
als Gefährdung des ordnungsgemä-
ßen Ausbildungsbetriebs – übersehen 
dabei aber, dass der Gesetzgeber be-
wusst eine Übergangszeit eingeräumt 
hat. Realistischerweise müssen Sie 
daher damit rechnen, dass die Behör-

WENN DIE VERANTWORTLICHE
LEITUNG GEHT 
WAS PASSIERT MIT MEINER FAHRSCHULERLAUBNIS?
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de Maßnahmen ergreift – sei es ein 
Widerruf, eine vorläufige Untersagung 
oder zumindest ein strenges Überwa-
chen Ihrer Bemühungen, einen Nach-
folger zu finden.

Was bedeutet das für Sie
als Fahrschulinhaber?
Wenn Ihre verantwortliche Leitung 
ausscheidet, müssen Sie handeln – 
aber nicht hektisch und nicht ohne 
Plan. Die Dreimonatsfrist des § 33 
Absatz 5 Satz 2 steht Ihnen zur Ver-
fügung, und Sie sollten sie aktiv nut-
zen. Suchen Sie unverzüglich nach 
einem qualifizierten Nachfolger und 
dokumentieren Sie Ihre Bemühun-
gen sorgfältig. Gleichzeitig sollten Sie 
sich rechtzeitig anwaltliche Hilfe ho-
len. Denn sobald Sie das Ausscheiden 
nach § 30 Absatz 1 Nummern 5 und 
6 FahrlG anzeigen, wird die Behörde 
tätig – und in der Praxis greifen viele 
Behörden schneller zum Widerruf, als 
das Gesetz eigentlich vorsieht. Und ein 
Wort zu den Kosten: Eine frühzeitige 
anwaltliche Beratung kostet meist nur 
einen Bruchteil dessen, was ein Vorge-
hen gegen einen Widerruf mit Sofort-
vollziehung kostet. Ein solcher Wider-
ruf kann für Ihr Unternehmen ruinös 
sein. Treffen Sie daher keine wichtigen 
Entscheidungen ohne anwaltliche Be-
ratung. So nutzen Sie die Zeit, die Ih-
nen der Gesetzgeber gibt, und schüt-

zen sich gleichzeitig vor überstürzten 
Maßnahmen der Behörde.

Ein Wort zur Kommunikation
mit Behörden
In der Praxis zeigt sich immer wieder, 
dass gut gemeinte Gespräche mit Be-
hörden nicht immer gut ausgehen. 
Wer sich offen und ehrlich zeigen will, 
erzählt oft mehr als nötig – oftmals so-
gar Dinge, die mit der Sache rein gar 
nichts zu tun haben. Ein scheinbar 
harmloses Gespräch am Telefon oder 
ein freundlicher Austausch vor Ort, bei 
dem sich der Sachbearbeiter leutselig 
gibt, kann teuer zu stehen kommen. 
Auch falsche Begriffe oder ungenaue 
Formulierungen können zu Missver-
ständnissen führen, die im schlimms-
ten Fall den Verlust Ihrer Fahrschul- 
oder Fahrlehrerlaubnis zur Folge 
haben. Behördenmitarbeiter notieren 
vieles, was gesagt wird – und diese No-
tizen landen in der Akte. Was einmal 
dort steht, ist schwer wieder rauszu-
bekommen. 

Ein einfacher Grundsatz hilft daher: 
Sagen Sie niemals mehr als gefragt 
ist, beschränken Sie sich auf das abso-
lut Notwendige und meiden Sie jede 
Aussage, die nichts mit der Sache zu 
tun hat. Und überlegen Sie gut, ob Sie 
nicht lieber vorher einen Fachmann an 
Ihrer Seite haben sollten, der die richti-

ge Formulierung findet und die rechtli-
chen Konsequenzen abschätzen kann.

Fazit
Das Ausscheiden der verantwortli-
chen Leitung ist für jeden Fahrschu-
linhaber ein unerfreuliches Ereignis. 
Doch Hektik ist der falsche Ratgeber 
und Untätigkeit ebenso. Das Gesetz 
bietet Möglichkeiten, die eine über-
stürzte Beendigung des Betriebs ver-
meiden können – wenn man sie rich-
tig nutzt und rechtzeitig die richtigen 
Schritte einleitet.

Haben Sie Fragen zu diesem Thema? 
Stehen Sie selbst vor dem Problem, 
dass Ihre verantwortliche Leitung geht 
oder gegangen ist? Kontaktieren Sie 
mich gerne für eine individuelle Bera-
tung. Jeder Fall ist anders, und oft las-
sen sich Lösungen finden, die weder 
den Betrieb noch die Nerven übermä-
ßig belasten.

Rechtsanwalt Dietrich Jaser
www.fahrlehrerrecht.com
Fon: 08221-24680
eMail: anwalt@fahrlehrerrecht.com

Der Autor ist Rechtsanwalt, Spezialist im 
Fahrlehrerrecht und im Verkehrsverwal-
tungsrecht tätig. Er berät und vertritt re-
gelmäßig Fahrlehrer und Fahrschulen in 
allen Fragen des Fahrlehrerrechts.
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“Mein erstes Handy” - 
Eltern & Kind Workshop
Privatsphäre- und Sicherheitseinstellungen,
unangemessene Kontaktaufnahme im Netz, 
Kostenfallen, Chats und Kontakte in Spielen.
Wie Kinder sicher, fair und verantwortungsvoll handeln

Tel. +49 | 156 | 79581779
WhatsApp: +49 | 156 | 79581779
Email: ITconsultant2022@proton.me
www.BeratungimNetz.de

Mein Name ist Torsten Hiljanen.
Ich biete private Schulungen zu digitaler Medien-
und Alltagskompetenz an. Meine Inhalte beruhen auf langjähriger
Erfahrung mit digitalen Risiken und Nutzungsverhalten. Ich bin als 
Dozent im Bereich digitaler Bildung tätig. Die Angebote erfolgen 
ausschließlich privat und unabhängig von Behörden oder öffentlichen Stellen.

KMU - Awareness - Training
Sensibilisierung für digitale Alltagsthemen, Email-Fallen, QR-Code
Risiken und USB Themen, einfache Abläufe für schwierige 
IT-Situationen

Orientierung bei Online-Angeboten
Allgemeine Einordnung von Warnsignalen 
bei Angeboten, Shops und Plattformen
*keine Finanz-/ Anlage-/ Rechs- oder Einzelfallberatung

Schule - Eltern - Vereine
Elternabende zu digitalen Alltagsthemen, 
Workshops für Tablettklassen und Mediennutzung, 
Fortbildung für pädagogische Fachkräfte, Regeln
und Verantwortung bei Fotos, Videos und Klassenchats

DIGITAL SICHER

Verständlich.Neutral.Praxisnah.Alltagstauglich.

PRIVATE BILDUNGSANGEBOTE
Privatpersonen - digitale Grundlagen
verständlich erklärt
Sicher online unterwegs sein, zweifelhafte Onlineshops besser
einschätzen, sichere & merkbare Passwörter erstellen
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Wir bitten um baldmöglichste Buchung, da Lehrgangsplätze – vor allem zum Jahresende hin – 

erfahrungsgemäß schnell ausgebucht sind 
 

Die Seminarkosten sind mehrwertsteuerfrei lt. Umsatzsteuergesetz § 4 Nr. 21 

unsere Seminare gelten in allen Bundesländern 

weitere Termine auf Anfrage 

laufende Aktualisierung unter   www.fahrlehrerweiterbildung.de 

SRK Seminare Robert Klein - Stadtberg 32 - 89312 Günzburg        Telefon: 08221-31905 

SRK Fahrlehrer-Fortbildung    Seminarangebot 

Seminarart Dauer Ort Seminartermin Kosten 
in € 

Fahrlehrerfortbildung § 53 Abs. 1 FahrlG 3 Tage 

Günzburg 08.10. – 10.10.26 250 

Günzburg 15.10. – 17.10.26 250 

Günzburg 12.11. – 14.11.26 250 

Cham 19.11. – 21.11.26 250 
 

Buchung von Einzeltagen ist möglich.  1 Tag 150 Euro, 2 Tage 230 Euro 
 

Seminarleiter-Fortb. § 53 Abs. 2 Nr. 2 FahrlG   FeS 1 Tag Günzburg 18.09.26 120 

     

Seminarleiter-Fortb. § 53 Abs. 2 Nr. 1 FahrlG   ASF 1 Tag 
Günzburg 19.09.26 120 

Günzburg 17.10.26 120 

     

Fortbildung gem. §7 BKrFQV 3 Tage Günzburg in Planung  

Buchung von Einzeltagen ist möglich   1 Tag 200 Euro, 2 Tage 300 Euro 

BWL-Lehrgang § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 FahrlG 70 Std. Günzburg in Planung  

     

Ausbildungsfahrlehrer-Fortbildung § 53 Abs. 3 1 Tag Günzburg 24.10.26 150 



Fahrlehrerpost Ihre Fortbildung 03/2026 | 20. Jahrgang | August - September - OktoberSeite 14

SRK Seminare Robert Klein | Stadtberg 32 | 89312 Günzburg | Tel.: 08221/31905 | E-Mail: info@fahrlehrerweiterbildung.de
Alle Informationen in der Fahrlehrerpost werden unverlangt erteilt. Sie erfolgen unter Ausschluss einer Rechtspflicht zur Fortsetzung und Haftung.

Legt ein Unternehmer einen Gegen-
stand aus seinem Privatvermögen in 
sein Unternehmen ein, kann er die-
sen zu einem späteren Zeitpunkt auch 
wieder umsatzsteuerfrei entnehmen. 
Gleiches gilt, wenn ein Gegenstand, 
etwa ein Fahrzeug, umsatzsteuerfrei 
von einer Privatperson erworben wur-
de. Soll der Gegenstand anschließend 
umsatzsteuerfrei veräußert werden, 
muss zwischen der Entnahme und 
dem Verkauf eine gewisse Zeitspanne 
liegen, andernfalls ist die Veräußerung 
nach Auffassung des FG Niedersach-
sen umsatzsteuerpflichtig.

Das Urteil betrifft einen KFZ-Händler, 
der im Jahr 2015 einen PKW und im 
Jahr 2018 ein Wohnmobil aus seinem 
Privatvermögen ohne Vorsteuerabzug 
in sein Unternehmen eingelegt hat-
te. Auf beide Fahrzeuge entfielen an-
schließend Reparatur -und Betriebs-
kosten, aus denen der Vorsteuerabzug 
geltend gemacht wurde. Sowohl der 
PKW als auch das Wohnmobil wurden 
später ohne Ausweis der Umsatzsteu-
er privat verkauft. Die Entnahmen 
wurden jeweils am Tag der Übergabe 

der Fahrzeuge gebucht.  Ein Betriebs-
prüfer kam zu dem Ergebnis, dass die 
Fahrzeuge durch das Unternehmen 
veräußert worden waren, weil keine 
ausreichenden Nachweise für Ent-
nahmehandlungen vorlägen und die 
Fahrzeuge bereits vor den gebuchten 
Entnahmen zum Kauf angeboten wor-
den seien. Entsprechend wurde die 
Umsatzsteuer nacherhoben.

Die dagegen gerichtete Klage wurde 
vom FG Niedersachsen aus den fol-
genden Gründen abgewiesen:

•	 nach ständiger Rechtsprechung 
des BFH (Bundesfinanzhof) sei die 
Veräußerung eines Gegenstands 
nur dann nicht im Rahmen des 
Unternehmens erfolgt, wenn der 
Gegenstand vor der Veräußerung 
wirksam aus dem Unternehmen 
entnommen worden sei. 

•	 Dies gelte auch für Gegenstände, 
die ohne Vorsteuerabzug in das 
Unternehmen eingelegt und spä-
ter unversteuert entnommen und 
veräußert worden seien.

•	 Für eine nicht umsatzsteuerba-
re Entnahme müssten objekti-
ve Anhaltspunkte vorliegen. Die 
Entnahme müsse nach außen 
erkennbar sein und zeitlich vor 
dem Verkauf liegen. Hierbei sei 
auf den Zeitpunkt des ersten 
Verkaufs beziehungsweise der 
ersten Verkaufsbemühungen ab-
zustellen.

•	 Die bloße Verbuchung der Entnah-
me genüge nicht. Gleiches gelte 
für die Erklärung, dass es sich um 
einen Privatverkauf handle.

Obwohl das FG die Revision wegen 
grundsätzlicher Bedeutung und zur 
Fortbildung des Rechts zugelassen 
hat, wurde diese nicht eingelegt, das 
Urteil somit rechtskräftig. Daher ist 
davon auszugehen, dass es in Betrieb-
sprüfungen künftig eine größere Rolle 
spielen wird. Von taggleichen Entnah-
men und Veräußerungen ist daher 
nachdrücklich abzuraten.

Geißler Steuerberatungsgesellschaft 
mbH, 89364 Rettenbach

ERST ENTNEHMEN, DANN VERKAUFEN
WER BETRIEBLICHE GEGENSTÄNDE UMSATZSTEUERFREI VERÄUSSERN 
WILL, MUSS DIE ENTNAHME RECHTZEITIG EINDEUTIG DOKUMENTIEREN

Absolute Sicherheit gibt es bei 
der Verkehrssicherungspflicht 
nicht. Nach einem Sturz über eine 
Absperrung verunglückte ein 
Radfahrer schwer. Die Klage der 
Unfallversicherung wurde durch 
das Landgericht Lübeck abgewie-
sen.

Ein Radfahrer war auf seinem 
täglichen Arbeitsweg. Er fuhr im 
Dunkeln einen abschüssigen Weg 
hinunter zu einer Brücke. Sein 
Pech war: Am Freitag war dort 
noch alles frei, doch am Montag 
stand dort eine Absperrbake 

quer zur Durchfahrt. Trotz funkti-
onierenden Fahrradlichts erkann-
te der Mann diese zu spät, stürzte 
und zog sich lebensgefährliche 
Verletzungen zu. Die Unfallversi-
cherung des Radfahrers forderte 
Schadensersatz von der Stadt. Im 
Dunkeln sei die Absperrung nicht 
erkennbar gewesen und dafür 
hafte die Stadt, denn sie habe 
ihre Verkehrssicherungspflicht 
verletzt. Die Klage der Unfallver-
sicherung wurde vom Gericht 
abgewiesen. Die Richter konnten 
keinen Verstoß der Stadt gegen 
die Verkehrssicherungspflicht 

feststellen, somit habe die Versi-
cherung keine Ersatzansprüche. 
Die Bake sei nachweislich auf bei-
den Seiten mit reflektierendem 
Material versehen gewesen und 
habe damit den Sicherheitsvor-
schriften entsprochen. Bei der 
Verkehrssicherungspflicht kann 
keine absolute Sicherheit verlangt 
werden. Sei die Gefahr wie im 
vorliegenden Fall - erkennbar, sei 
man regelmäßig selbst verant-
wortlich. 

Landgericht Lübeck Urteil vom 
13.02.2026 Az: 4 0 372/23

STURZ ÜBER EINE STRASSENABSPERRUNG 
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Die Aktivrente wird mit der neuen 
Nummer 21 des § 3 EStG geregelt (G2). 
Die Steuerbefreiung gilt ausschließlich 
für Bezieher von Einkünften aus nicht 
selbständiger Arbeit nach § 19 Absatz 
1 Satz 1 Nr. 1 EStG, nicht aber für Land- 
und Forstwirte, Gewerbetreibende 
sowie Freiberufler. Auch Beamte und 
geringfügig Beschäftigte bleiben au-
ßen vor. Für die Inanspruchnahme der 
Steuerbefreiung von maximal 2000 € 
im Monat bzw. maximal 24.000 € im 
Kalender gilt insbesondere Folgendes:

•	 Der Arbeitnehmer muss die Re-
gelaltersgrenze in der gesetzli-
chen Rentenversicherung erreicht 
haben. Ab dem darauffolgenden 
Monat kann die Steuerbefreiung 
in Anspruch genommen werden. 

•	 Der Arbeitnehmer muss in einem 
sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnis zum bis-
herigen oder einem anderen Ar-
beitgeber stehen. Bei Fortsetzung 
des bisherigen Arbeitsverhältnis-
ses ist ein neuer Arbeitsvertrag 
erforderlich. Die Verteilung des 
Steuerfreibetrags auf zeitgleiche 
Beschäftigungen bei mehreren 
Arbeitgebern ist nicht möglich. 

•	 Der Arbeitgeber muss die übli-
chen Beiträge zur Sozialversiche-
rung entrichten, der Arbeitnehmer 
dagegen nur Beiträge zur Kranken- 
und Pflegeversicherung. Die Sozial-
versicherungspflicht hat zur Folge, 
dass insbesondere beherrschende, 
sozialversicherungsfreie Gesell-
schafter-Geschäftsführer von Gm-
bHs die Steuerbefreiung nicht in 
Anspruch nehmen können.

•	 Der Arbeitgeber berücksichtigt den 
Freibetrag von maximal 2000 € 

monatlich im Lohnsteuerabzugs-
verfahren und vermerkt dies auf 
der Lohnsteuerbescheinigung. 
Darüber hinaus gehende Beträge 
unterliegen der Besteuerung.

•	 Der Steuerbefreiung unterfällt 
nicht nur das monatliche Fixum; 
viel mehr gilt diese auch für alle 
anderen Gehaltskomponenten, 
zum Beispiel für Boni, Sachlöhne 
oder die Überlassung eines Fir-
menwagens zur Privatnutzung.

•	 Die steuerbefreiten Einnahmen 
bzw. Einkünfte unterliegen nicht 
dem Progressionsvorbehalt nach 
§ 32b EStG, da sie in dieser Vor-
schrift nicht explizit aufgeführt 
werden.

•	 Werbungskosten im Zusammen-
hang mit den steuerfreien Einnah-
men sind nicht abzugsfähig. Über-
steigt die monatliche Vergütung 
die Grenze von 2000 €, können 
Werbungskosten nach den Grund-
sätzen des § 3c EStG anteilig gel-
tend gemacht werden.

Die Gewährung der Steuerbefreiung 
für Übungsleiter etc. in § 3 Nummer 26 
EStG wird, sofern es sich nicht um Pfle-
geleistungen handelt, davon abhängig 
gemacht, dass es sich um eine neben-
berufliche Tätigkeit zur Förderung ge-
meinnütziger, mildtätiger und kirchli-
cher Zwecke im Sinne der §§en 52 – 54 
der AO handelt (G1). Diese Änderung 
ist nach § 52 Absatz 4 Satz 10 EStG in 
allen offenen Fällen anzuwenden. Sie 
ist allerdings insoweit misslungen, als 
eine Tätigkeit zur Förderung gemein-
nütziger, mildtätiger und kirchlicher 
Zwecke gefordert wird, anstelle einer 
Tätigkeit zur Förderung gemeinnützi-
ger, mildtätiger oder kirchlicher Zwe-

cke. Ab 2026 wird der Freibetrag von 
bisher 3000 € auf 3300 € angehoben 
(G1).

Die Steuerbefreiung für Ehrenamtler 
nach § 26a EStG wurde ebenfalls da-
von abhängig gemacht, dass es sich 
um eine Tätigkeit zur Förderung ge-
meinnütziger, mildtätiger und kirchli-
cher Zwecke im Sinne der §§en 52 bis 
54 der AO handelt (G1) . Auch diese 
Änderung ist nach § 52 Abs. 4 Satz 10 
EStG in allen offenen Fällen anzuwen-
den. Der Freibetrag stieg zum 1.1.2026 
von bisher 840 € auf 960 € (G1). 

Durch eine neue Nummer 73 in § 3 
EStG werden Prämienzahlungen der 
Stiftung Deutsche Sporthilfe für Platzie-
rungen bei Olympischen und Paralym-
pischen Spielen steuerfrei gestellt (G1).

Die Entfernungspauschale in § 9 Ab-
satz 1 Satz 3 Nummer 4 EStG wird 
ab dem ersten Entfernungskilometer 
von bisher 0,30 € auf 0,38 € je Entfer-
nungskilometer angehoben (G1).

Durch eine Ergänzung von § 9 Absatz 1 
Nummer 5 Satz 4 EStG wird der Abzug 
von Unterkunftskosten bei einer dop-
pelten Haushaltsführung im Ausland 
auf 2000 pro Monat begrenzt. Diese 
Begrenzung gilt allerdings dann nicht, 
wenn eine Dienst- oder Werkswoh-
nung verpflichtend und zweckgebun-
den genutzt werden muss oder deren 
Kosten für Zwecke des Mietzuschus-
ses nach § 54 des Bundesbesoldungs-
gesetzes als notwendig anerkannt 
worden sind (G1).

Auch bei Familienheimfahrten im Rah-
men einer doppelten Haushaltsfüh-
rung wird die Entfernungspauschale 
ab dem ersten Kilometer auf 0,38 € 
angehoben (G1).

ÄNDERUNGEN IM BEREICH DES
EINKOMMENSTEUERRECHTS 
AKTIVRENTE, EHRENAMT, PENDLERPAUSCHALE SOWIE NEUE REGELN FÜR 
WERBUNGSKOSTEN, PARTEISPENDEN UND BETRIEBSVERANSTALTUNGEN
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Ein neuer Satz 2 in § 9a EStG sorgt 
dafür, dass Beitragszahlungen an 
Gewerkschaften zusätzlich zu den 
Pauschbeträgen nach dieser Rege-
lung als Werbungskosten abgesetzt 
werden können. Dies betrifft ins-
besondere Arbeitnehmer mit sonst 
niedrigen Werbungskosten, die den 
Arbeitnehmerpauschbetrag von 
1230 € nicht überschreiten, aber 
auch Rentner, die derartige Wer-
bungskosten zusätzlich zu der Pau-

schale von 102 € geltend machen 
können (G1). Der Höchstbetrag für 
als Sonderausgaben abzugsfähige 
Zuwendungen an politische Parteien 
in § 10b Abs. 2 EStG wird von bisher 
1650 € bei Ledigen beziehungsweise 
3300 € bei Eheleuten auf 3300 € be-
ziehungsweise 6600 Euro verdoppelt 
(G1). Die Höchstbeträge für die Steue-
rermäßigung für Zuwendungen an po-
litische Parteien nach § 34g Satz 2 EStG 
wurden von 825 € auf 1650 € bzw. von 

1650 € auf 3300 € ebenfalls verdoppelt 
(G1). Aufgrund einer Änderung von § 
40 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 EStG ist die 
Lohnsteuerpauschalierung bei Be-
triebsveranstaltungen nur noch dann 
zulässig, wenn die Teilnahme an der 
Betriebsveranstaltung allen Angehö-
rigen des Betriebs beziehungsweise 
Betriebsteils offen gestanden hat (G1).

GeißlerSteuerberatungsgesellschaft 
mbH, 89364 Rettenbach

Aufwendungen für eine beruflich ver-
anlasste doppelte Haushaltsführung 
sind als Werbungskosten bzw. Betrieb-
sausgaben abzugsfähig. Allerdings ist 
der Abzug der Unterkunftskosten auf 
1000 € monatlich beziehungsweise 
12000 € jährlich begrenzt. Welche Auf-
wendungen zu den Unterkunftskosten 
rechnen, ist vor diesem Hintergrund 
bisweilen strittig.

So hat der Bundesfinanzhof (BFH) - 
dazu bereits KB 213/24 - entschieden, 
dass die Zweitwohnungssteuer einen 
Teil der Unterkunftskosten darstellt. 
Etwas anderes gilt jedoch nach einem 
aktuellen Urteil des BFH für Stellplatz-
kosten.

Dieses Urteil betrifft einen Gebiets-
verkaufsleiter, der aus beruflichen 
Gründen eine Zweitwohnung im Ver-
kaufsgebiet gemietet hatte. Das Vor-
liegen einer beruflich veranlassten 
doppelten Haushaltsführung war un-
strittig. Neben der Wohnung hatte der 
Verkaufsleiter mit einem gesonderten 
Vertrag für monatlich 170 € einen Tief-
garagenstellplatz für seinen Dienstwa-
gen gemietet. Nachdem der Höchst-
betrag von 12000 € bereits durch die 
Wohnungsmiete ausgeschöpft wurde, 
hatte das Finanzamt den zusätzlichen 
Abzug der Stellplatzkosten in Höhe 
von 2040 € verweigert. Die dagegen 
gerichtete Klage war erfolgreich; der 
BFH hat die Vorinstanz mit folgender 
Begründung bestätigt:

•	 Die Anmietung eines Stellplatzes 
war wegen der angespannten 
Parksituation in der Innenstadt 
notwendig, die Miete zwar hoch, 
aber noch ortsüblich. Auf die 
Gründe, aus denen der PKW vor-
gehalten wurde, kam es nicht an. 

•	 Die nur beschränkt abzugsfähigen 
Unterkunftskosten umfassen le-
diglich die Bruttokaltmiete sowie 
die Betriebskosten. Dagegen rech-
nen die Aufwendungen für die 
Einrichtung nicht zu den Unter-
kunftskosten. Die Aufwendungen 
für deren Anschaffung können zu-
sätzlich abgesetzt werden.

•	 Stellplatzkosten stellen keine Un-
terkunftskosten dar, weil sie nicht 
für die Nutzung der Unterkunft, 
sondern für das Abstellen eines 
Fahrzeugs aufgewendet werden. 
Sie fallen unabhängig vom Ge-
brauch der Unterkunft an.

•	 Es spielt keine Rolle, ob Unterkunft 
und Stellplatz durch einen Vertrag 
oder zwei verschiedene Verträge 
angemietet werden. Auch die Lage 
des Stellplatzes auf dem Wohn- 
oder einem anderen Grundstück 
ist ohne Bedeutung.

Das Finanzamt hatte zwar zutreffend 
darauf hingewiesen, dass zu den nur 
begrenzt abziehbaren Unterkunfts-
kosten nach der Begründung des 

Gesetzentwurfs auch die hier streiti-
gen „Miet- oder Pachtgebühren“ für 
Kfz-Stellplätze, auch in Tiefgaragen, 
gehören sollten. Diese Auffassung 
hat laut BFH jedoch im Gesetz keine 
Grundlage gefunden.

Geißler Steuerberatungsgesellschaft 
mbH, 89364 Rettenbach

DOPPELTE HAUSHALTSFÜHRUNG
STELLPLATZKOSTEN NEBEN MIETAUFWENDUNGEN ABZIEHBAR
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Der geldwerte Vorteil in Folge der un-
entgeltlichen Überlassung eines Fir-
menwagens durch den Arbeitgeber 
an einen Arbeitnehmer auch zur pri-
vaten Nutzung wird im Regelfall an-
hand der 1%-Regelung zuzüglich eines 
Zuschlags für Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte er-
mittelt. Muss der Arbeitnehmer etwa 
wegen der Nutzung eines „überdimen-
sionierten“ Fahrzeugs eine Zuzahlung 
leisten, mindert diese den geldwerten 
Vorteil.

So ging auch ein Unternehmen aus 
dem Kölner Raum vor, kürzte aber den 
Nutzungswert um die Beträge, welche 
die Arbeitnehmer an das Unterneh-
men für die Anmietung von Stellplät-
zen in der Nähe der Tätigkeitsstätte 
zahlten. Die Stellplätze hatte das Un-
ternehmen allen Arbeitnehmern an-
geboten, weil in dessen Umfeld nur 
wenige öffentliche Parkmöglichkeiten 
zur Verfügung standen. Das Finanz-
amt hatte die Kürzungen im Zuge 
einer Lohnsteuer-Außenprüfung be-
anstandet und entsprechend Lohn-
steuer nachgefordert, das FG Köln der 
dagegen gerichteten Klage stattgege-
ben. Dagegen hat der Bundesfinanz-
hof (BFH) aus den folgenden Gründen 
die Ansicht des Finanzamts bestätigt:

•	 Zuzahlungen können den geld-
werten Vorteil aus der Nutzungs-
überlassung zwar mindern, dies 
setzt aber voraus, dass sie Be-
standteil des Vorteils sind und 
von der Abgeltungswirkung der 
1%-Regelung erfasst werden.

•	 Zu den abgegoltenen Aufwendun-
gen zählen neben den von der 
Fahrleistung abhängigen Aufwen-
dungen für Treib- und Schmier-
stoffe auch regelmäßig wieder-
kehrende feste Kosten. Kosten, 
die - wie Fähr-, Maut- oder Vignet-
tenkosten für Privatfahrten - aus-
schließlich von der Entscheidung 
des Arbeitnehmers abhängen, mit 
dem Fahrzeug ein bestimmtes pri-
vates Ziel aufzusuchen, gehören 
dagegen nicht hierzu.

•	 Entsprechendes gilt für Stellplatz- 
und Garagenkosten. Die unent-
geltliche Überlassung eines Stell-
platzes oder einer Garage stellt, 
sofern die Überlassung nicht aus 
eigenbetrieblichen Interessen des 
Arbeitgebers erfolgt, einen eigen-
ständigen Vorteil dar, der nicht 
von der 1%-Regelung erfasst wird, 
sondern zusätzlich zu bewerten 
ist.

•	 Die bestimmungsgemäße Nut-
zung eines Fahrzeugs ist auch 
ohne einen kostenpflichtigen 
Stellplatz möglich. Der Umstand, 
dass ein Fahrzeug auch geparkt 
werden muss, rechtfertigt nicht 
die Annahme, dass der aus der 
Überlassung eines Stellplatzes re-
sultierende Vorteil mit dem Vorteil 
aus der Überlassung abgegolten 
ist. Soweit der Senat die Garagen-
miete bislang beispielhaft - ohne 
dass dies entscheidungsrelevant 
war – den gesamten Fahrzeugauf-
wendungen zugerechnet hat, hält 
er hieran nicht fest. Eine Ausnah-
me von vorstehenden Grundsät-
zen liegt jedoch dann vor, wenn 
gesichertes Parken im eigenbe-
trieblichen Interesse des Arbeitge-
bers ist. Das ist der Fall, wenn eine 
arbeitsvertragliche Verpflichtung 
besteht, das betriebliche Fahrzeug 
über Nacht in einer Garage zu par-
ken, da darin wertvolle Werkzeuge 
oder Waren aufbewahrt werden. 
Dann wird dem Arbeitnehmer in-
soweit kein geldwerter Vorteil zu-
gewendet.

Geißler
Steuerberatungsgesellschaft mbH, 
89364 Rettenbach

NUTZUNGSWERT FIRMENWAGEN
KEINE KÜRZUNG UM SELBST GETRAGENE STELLPLATZKOSTEN

Das Aufstellen von Blumenkübeln 
auf einem öffentlichen Gehweg stellt 
eine erlaubnispflichtige Sondernut-
zung dar. Eine Beseitigungsverfü-
gung wegen auf Gehweg aufgestell-
ter Blumenkübel ist rechtmäßig. 
Die Stadt Mülheim an der Ruhr hat 
der Bewohnerin eines Grundstücks 
aufgegeben, die von ihr auf dem 
Gehweg aufgestellten Blumenkübel 
zu entfernen - Zu Recht. Das Ver-
waltungsgericht Düsseldorf hat dies 
entschieden und den Eilantrag, der 
gegen die Beseitigungsverfügung 
gerichtet wurde, abgelehnt. 
Die Antragstellerin hatte die Blu-

menkübel ohne die erforderliche 
Sondernutzungserlaubnis auf einer 
öffentlichen Straßenfläche aufge-
stellt, also durfte die Stadt ihr aufge-
ben, sie zu entfernen. Das Aufstellen 
der Blumenkübel ist keine übliche 
Gehwegnutzung. Es geht über die 
zum Gemeingebrauch gehörenden 
verkehrlichen Zwecke der Fortbewe-
gung, Kommunikation und Kontakt-
aufnahme hinaus.  Eine entspre-
chende Beseitigungsverfügung der 
Behörde ist schon allein durch die 
fehlende Sondernutzungserlaubnis 
gerechtfertigt. Die Anwohnerin hat 
keinen offensichtlichen Anspruch auf 

Erteilung der erforderlichen Sonder-
nutzungserlaubnis. In nicht zu bean-
standender Weise hat die Stadt die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs gegenüber dem Aufstellen von 
Blumenkübeln höher gewichtet. Des-
halb konnte das Gericht offenlassen, 
ob das Aufstellen der Blumenkübel 
eine verbotene Hindernisbereitung 
nach § 32 der Straßenverkehrsord-
nung darstellt, wie von der Stadt 
ursprünglich zur Begründung ihrer 
Anordnung angenommen.

VG Düsseldorf, Beschluss vom 
05.06.2026 Az: 6 L 716/26

BLUMENKÜBEL AUF ÖFFENTLICHEM GEHWEG
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Befristete Arbeitsverträge kommen 
in Deutschland sehr häufig vor. Je-
der vierzehnte Beschäftigte arbeitete 
2024 mit einem Vertrag, der automa-
tisch - also ohne Kündigung – endet. 
Hierzu gibt es Regeln. 
 
Arten der Befristung
Das Arbeitsverhältnis mit einem be-
fristeten Arbeitsvertrag endet auto-
matisch, eine Kündigung ist nicht not-
wendig, das Arbeitsverhältnis endet 
ohne weiteres Zutun. Befristungen 
werden danach unterschieden, ob sie 
mit oder ohne Sachgrund sind (Teil-
zeit- und Befristungsgesetz).

Bei einer Sachgrundbefristung ist ein 
konkreter Anlass vonnöten, z.B. ein 
befristetes Projekt, z.B. die Erprobung 
eines neuen Mitarbeiters oder eine El-
ternvertretung. 

Bei einer sachgrundlosen Befristung 
ist kein besonderer Grund erforder-
lich, ist aber nur bei Neueinstellun-
gen zulässig. Gab es schon zuvor ein 
Arbeitsverhältnis mit demselben 
Arbeitgeber, ist eine sachgrundlose 
Befristung nicht zulässig. Seltene Aus-
nahmen wären z.B., wenn die Vorbe-
schäftigung anders geartet war, sehr 
lange zurückliegt oder deren Dauer 
nur kurz war.

Über welchen Zeitraum und
wie häufig darf ein Arbeitgeber
befristen?
Sachgrundlose Befristungen sind ma-
ximal zwei Jahre erlaubt. Innerhalb 
dieser Zeit darf der Arbeitgeber den 
Vertrag höchstens dreimal verlän-
gern. Keine feste Höchstdauer gibt 
es bei Befristungen mit Sachgrund. 
Hat der Arbeitgeber einen sachlichen 
Grund, kann er den Vertrag mehrfach 
befristen. Dies hat häufig sogenann-
te Kettenbefristungen zur Folge, eine 
Abfolge befristeter Verträge über Jah-
re. Bei sehr langen Gesamtdauern 
und vielen Verlängerungen verlangt 
das Bundesarbeitsgericht eine Miss-

brauchskontrolle. Aufmerksam sollte 
man als Arbeitnehmer werden, wenn 
immer wieder derselbe Arbeitsbedarf 
besteht. 

Wie bringt man am besten das The-
ma Entfristung zur Sprache?
Wer Zweifel an der Wirksamkeit seiner 
Befristung hat, seinen Job aber behal-
ten will, sollte das Ansprechen noch hi-
nauszögern, denn in den ersten sechs 
Monaten können befristet Verträge 
meist ohne Angabe von Gründen ge-
kündigt werden, erst danach greift das 
Kündigungsrecht. Also erst mal unter-
schreiben, um Fuß zu fassen. Auch 
noch vor Vertragsende lässt sich die 
Wirksamkeit der Befristung prüfen. 
Eine Entfristungsklage ist sogar bis zu 
drei Wochen nach Vertragsente mög-
lich. 

Frühzeitig, nicht erst kurz vor Ver-
tragsende sollte das Thema anspre-
chen, wer im Einvernehmen in ein un-
befristetes Arbeitsverhältnis wechseln 
möchte.

Geschickt verpackt ist die Frage nach 
einem unbefristeten Arbeitsverhältnis 
indem man aufzeigt, welchen Beitrag 
man leistet und wie man sich künftig 
einbringen möchte. Man kann nach 
Entwicklungsmöglichkeiten fragen, 
Übernahme von Aufgaben anspre-
chen oder einfach fragen, unter wel-
chen Bedingungen eine Entfristung 
denkbar wäre. So kommt das Ge-
spräch nicht so fordernd an, mehr wie 
ein Vorschlag zur weiteren gemeinsa-
men Zusammenarbeit.

In welchen Fällen ist eine
Befristung unwirksam?
Wenn die Befristung eines Arbeitsver-
trags wegen Fehlern unwirksam ist 
– und das kommt häufig vor – ist die 
Befristung unwirksam, der Vertrag gilt 
dann als unbefristet.

Gründe hierfür können sein: Jede Be-
fristung muss schriftlich abgefasst und 

mit eigenhändiger Unterschrift verein-
bart werden. Nicht ausreichend sind 
Absprachen, die per E-Mail, WhatsApp 
oder mit eingescannter Unterschrift 
erstellt wurden. Eine qualifizierte elek-
tronische Signatur ist zwar erlaubt, 
wird aber selten genutzt. 

Der Vertrag muss vor Beginn des Ar-
beitsverhältnisses von beiden Par-
teien unterschrieben werden. Häufig 
kommt es bei Anschlussbefristungen 
vor, dass der Arbeitgeber die Unterla-
gen nicht rechtzeitig fertig stellt.

Verlängerungen ohne Sachgrund sind 
nur zulässig, wenn sich keine wesent-
liche Änderung der Vertragsbedin-
gungen ergibt. Verändern sich we-
sentliche Vertragsbedingungen oder 
erhöht der Arbeitgeber etwa das 
Gehalt, entsteht rechtlich ein neues 
Arbeitsverhältnis. Infolgedessen wird 
die Befristung unwirksam, der Ver-
trag gilt unbefristet.

Setzt der Arbeitgeber den Arbeitneh-
mer für andere Aufgaben ein und ent-
spricht die Beschäftigung nicht mehr 
dem Befristungszweck, kann sie auch 
unwirksam sein.

Wann ist ein Anwalt von Nöten?
Wenn Zweifel an der Wirksamkeit 
bestehen und eine Entfristung nicht 
in Sicht ist, wie bei offensichtlichen 
Formfehlern, ist die Rechtslage oft 
klar. Bei Kettenbefristungen gestaltet 
es sich schwieriger. Bei Jahrelangem 
Wechseln von Vertrag zu Vertrag und 
einem unguten Gefühl dabei liegt es 
nahe, die Sachlage von einem Fachan-
walt, der Gewerkschaft oder einer Be-
ratungsstelle prüfen zu lassen.

Eine Einzelfallprüfung ist nötig bei Un-
sicherheit ob eine frühere Beschäfti-
gung beim selben Arbeitgeber als Vor-
beschäftigung gilt oder auch wenn der 
Arbeitgeber während einer laufenden 
Befristung kündigt, obwohl das ver-
traglich nicht vorgesehen ist. 

BEFRISTUNG VON ARBEITSVERTRÄGEN
SACHGRÜNDE, VERLÄNGERUNGEN UND TEURE FORMFEHLER
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ANZEIGE

Zur Haftungsklärung dürfen Videoauf-
nahmen der Rundum-Kamera eines ge-
parkten Fahrzeugs verwertet werden. 

Entscheidend für die Schuldfrage 
bei einem Verkehrsunfall ist, die Re-
konstruktion um die Haftungsfrage 
zu klären. In modernen Fahrzeugen 
sind oft Rundumkameras verbaut, 
deren Filmsequenzen als Beweismit-
tel zugelassen sind. Das Landgericht 
Frankenthal entschied in einem kon-
kreten Fall, dass die Videoaufnahme 
eines geparkten Tesla zur Aufklärung 
des Verkehrsunfalls herangezogen 
werden durfte. Ob ein Verstoß gegen 
Datenschutz vorliege, könne dabei of-
fenbleiben. Der Unfallhergang konnte 
durch das Video eindeutig geklärt wer-
den und verhalf dazu, den Unfallverur-
sacher zur Verantwortung zu ziehen.
Der Teslafahrer parkte sein Fahrzeug 
in einer Parkbucht am Straßenrand. 

Nachdem er ausgestiegen war und 
die hintere Tür auf der Fahrerseite 
geöffnet hatte, um seine zweijährige 
Tochter aus dem Auto zu holen, fuhr 
ein vorbeifahrender Opel gegen die 
geöffnete Tür des Tesla. Schadenhöhe 
über 8000 Euro. Der Unfallverursa-
cher behauptete, dass die Tür plötzlich 
und unvermittelt geöffnet worden sei, 
weshalb er den Unfall nicht hätte ver-
meiden können. Das Unfallgeschehen 
hatte eine im Tesla verbaute Kamera 
vollständig aufgezeichnet. Nach Sich-
tung der Kameraaufzeichnung gab die 
Richterin dem Teslafahrer überwie-
gend Recht. Der Opelfahrer und des-
sen Versicherung wurden verurteilt, 
70 Prozent des entstandenen Scha-
dens zu tragen. Dank der Beweislage 
durch das Video sei nachgewiesen, 
dass der vorbeifahrende Opelfahrer 
die bereits geöffnete Tür des Tesla 
erkennen und unfallfrei daran hätte 

vorbeifahren können. Gründe des Da-
tenschutzes stehen der Verwertung 
der Videoaufzeichnung hier nicht ent-
gegen. Selbst wenn ein Datenschutz-
verstoß vorliege, sein nicht daraus zu 
schließen, dass deshalb automatisch 
die Verwertung der Videoaufnahme 
verboten sei. Verwertbar seien solche 
Aufnahmen jedenfalls dann, wenn nur 
neutrale Verkehrsvorgänge dokumen-
tiert würden und das Beweisinteresse 
des Geschädigten im Einzelfall höher 
zu bewerten sei, als das Datenschutz-
recht des gefilmten Unfallgegners. 
Abwägung gehe im konkreten Fall zu-
gunsten des Teslafahrers aus. Aller-
dings musste der Teslafahrer 30 Pro-
zent seines Schadens selbst tragen, da 
er über längere Zeit die Tür weit geöff-
net stehen ließ.
  
Urteil vom 07.07.2025 Landgericht 
Frankenthal (Pfalz) AZ. Az. 5 O 4/25

KLÄRUNG EINES UNFALLHERGANGS
HERANZIEHUNG VON VIDEOAUFNAHMEN ERLAUBT




